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Wo bleibt die dringend notwendige
Reform des Unterhaltsvorschusses

Berlin, 12. Oktober 2016. Anlässlich der heutigen Befassung des Kabinetts mit
der Anhebung des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und der Erhöhung des
Kinderzuschlags fordern die in der AGF zusammengeschlossenen
Familienverbände, über diese Minimal-Maßnahmen die ursprünglich
vorgesehene Reform des Unterhaltsvorschusses nicht aus den Augen zu
verlieren. Der angekündigte Gesetzentwurf zur Reform des
Unterhaltsvorschusses muss zügig vorgelegt werden und darf nicht dem
Finanzstreit zwischen Bund und Ländern zum Opfer fallen. Der
Unterhaltsvorschuss leistet, wie der Kinderzuschlag, einen wesentlichen
Beitrag zur Verringerung von Armut. Die vorgesehene minimale Anhebung des
Kindergeldes trifft die Bedürfnisse der Familien dagegen ganz und gar nicht.

 "Mit dem Kinderzuschlag und dem Unterhaltsvorschuss hat das
Familienministerium zwei wichtige Familienleistungen auf die Agenda gesetzt",
erläutert Christel Riemann-Hanewinckel, Vorsitzende der AGF. "Reformen sind
bei beiden Maßnahmen dringend notwendig, doch nach den Verhandlungen
mit dem Finanzministerium und in der Koalition ist von den guten Ansätzen
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leider wenig übrig geblieben."

Die Abschaffung der Altersbegrenzung und der Höchstbezugsdauer beim
Unterhaltsvorschuss ist zwingend notwendig, um erhebliche
Versorgungslücken bei den Kindern von Alleinerziehenden zu beseitigen und
deren Armutsrisiko zu verringern. Jedes Jahr fallen etwa 70.000 Kinder aus
dem Leistungsbezug, weil sie einen der Grenzwerte erreichen. Die
Familienverbände fordern deshalb seit langem, die sachlich unbegründeten
Beschränkungen aufzuheben und unterstützen das Vorhaben des
Bundesfamilienministeriums, den Unterhaltsvorschuss durchgehend bis zum
18. Lebensjahr zu gewähren. Die Koalition hat sich auf eine entsprechende
Initiative geeinigt, doch wann das Gesetz kommen wird, bleibt weiterhin
unklar. Die Familienverbände fordern zusätzlich, dass zukünftig beim
Unterhaltsvorschuss nicht länger das volle Kindergeld angerechnet wird,
sondern die Hälfte des Kindergeldes beim betreuenden Elternteil verbleibt, so
wie es im Unterhaltsrecht gängige Praxis ist und auch der Gleichwertigkeit von
Bar- und Betreuungsunterhalt entspricht.

Die Familienorganisationen begrüßen die vorgesehene Erhöhung des
Kinderzuschlags zur Unterstützung von Familien mit geringem Einkommen,
betonen jedoch, dass Alleinerziehende davon leider kaum profitieren: Sie
gehen durch die Anrechnung von Unterhalt auf den Kinderzuschlag oft leer
aus. Ein grundsätzlicher Reformbedarf besteht zusätzlich, um auch Familien
mit geringem Einkommen, das nur knapp über der Höchsteinkommensgrenze
liegt, besser zu unterstützen. Derzeit bricht der Zuschlag für diese Familien
abrupt weg, es fehlt ein fließender Übergang im Grenzbereich.

Die Familienorganisationen betonen, dass für eine effektive Armutsvermeidung
insbesondere von Kindern die Verbesserung von Einzelmaßnahmen nicht
ausreicht. Noch weniger gelingt dies allein mit einer rein pflichtgemäßen
Erhöhung des Kinderfreibetrages und des Kindergeldes. Die AGF fordert ein
Gesamtkonzept, das Armut effektiv verhindert und sicherstellt, dass die
Bedarfe aller Kinder, auch an sozialer Teilhabe, gedeckt sind.
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